EE vg 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
Nr. 23. a 


Inhalt: Verordnung über das Inkrafttreten des Geſetzes, betreffend die Dienſtbezüge der Kreistierärzte, 
vom 24. Juli 1904 (Geſetz⸗Samml. S. 169), S. 249. — Verordnung, betreffend die Tagegelder 
und Reiſekoſten der Veterinärbeamten, S. 250. — Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Rang⸗ 
ſtellung des Präfidenten der Juſtizprüfungskommiſſion, S. 251. — Allerhöchſter Erlaß, betreffend 
Bau und Betrieb der in dem Geſetze vom 6. Juni d. J. (Oeſetz⸗Samml. S. 237) vorgefehenen neuen 
Eiſenbahnlinien, S. 252. — Allerhöoͤchſter Erlaß, betreffend den Rang der etatsmäßigen Lehrer 
der tierärztlichen Hochſchulen ſowie der Departements, und Kreistierärzte, S. 253. — Tarif für 
die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten, S. 254. 


(Nr. 10616.) Verordnung über das Inkrafttreten des Geſetzes, betreffend die Dienſtbezüge 
der Kreistierärzte, vom 24. Juli 1904 (Geſetz-Samml. S. 169). Vom 
25. Juni 1905. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen auf Grund des § 10 des Geſetzes, betreffend die Dienſtbezüge der Kreis— 
tierärzte (Geſetz-Samml. S. 169), was folgt: 


Einziger Paragraph. 
Das Geſetz, betreffend die Dienſtbezüge der Kreistierärzte, vom 24. Juli 1904 
(Geſetz-Samml. S. 169) tritt am 1. Juli 1905 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Kiel, an Bord M. J. „Hohenzollern“, den 25. Juni 1905. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Möller. v. Budde. v. Einem. 
Frhr. v. Richthofen. v. Bethmann Hollweg. 
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Ausgegeben zu Berlin den 30. Juni 1905. 


(Nr. 10617.) Verordnung, betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Veterinärbeamten. 
Vom 25. Juni 1905. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des § 12 des Geſetzes vom 24. März 1873 (GGeſetz⸗Samml. 
S. 122) in der Faſſung der Verordnung vom 15. April 1876 (Geſetz⸗Samml. 
S. 107) und des Artikels V des Geſetzes vom 21. Juni 1897 (Geſetz⸗Samml. 
S. 193) ſowie des § 4 des Geſetzes vom 24. Juli 1904 (Geſetz⸗Samml. S. 169), 
was folgt: 


81. 

Bei Dienſtreiſen zur Verrichtung veterinär⸗ oder ſanitätspolizeilicher Geſchäfte 
innerhalb ihrer Amtsbezirke erhalten die Kreistierärzte (Bezirkstierärzte in den Hohen⸗ 
zollernſchen Landen) 

1. an Tagegeldern 10 Mark. 
Erſtreckt ſich eine Dienſtreiſe auf zwei Tage und wird ſie innerhalb 
24 Stunden beendet, fo find im ganzen nur 15 Mark zu liquidieren. 
Wird die Dienſtreiſe an ein und demſelben Tage angetreten und 
beendet, ſo tritt eine Ermäßigung der Tagegelder auf 8 Mark ein. 
2. an Reiſekoſten: 

a) bei Reiſen, die auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen gemacht 
werden können, für das Kilometer 7 Pfennig und für jeden Zu⸗ 
und Abgang 2 Mark; 

b) bei Reifen, die nicht auf Eiſenbahnen, Kleinbahnen oder Dampf⸗ 
ſchiffen zurückgelegt werden können, für das Kilometer 40 Pfennig. 

Das gleiche gilt für Profeſſoren der tierärztlichen Hochſchulen und Departe- 
mentstierärzte, ſoweit ihnen die Wahrnehmung der kreistierärztlichen Geſchäfte 
für einen beſtimmten Bezirk übertragen worden iſt. 


$ 2. 
Bei Reiſen in gerichtlichen Angelegenheiten erhalten unbeſchadet der Be 
ſtimmungen des § 5 des Geſetzes vom 24. Juli 1904 (Geſetz-Samml. S. 169) 
I. Kreistierärzte (Bezirkstierärzte) und, ſoweit es ſich um kreistierärztliche 
Geſchäfte des ihnen überwieſenen kreistierärztlichen Bezirkes handelt, 
Profeſſoren der tierärztlichen Hochſchulen und Departementstierärzte 
1. an Tagegeldern 7 Mark 50 Pfennig, 
2. an Reiſekoſten: 
a) bei Reiſen, die auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen gemacht 
werden können, für das Kilometer 7 Pfennig und für jeden 
Zu⸗ und Abgang 2 Mark; 
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b) bei Reiſen, die nicht auf Eiſenbahnen, Kleinbahnen oder 
Dampfſchiffen zurückgelegt werden können, für das Kilometer 
35 Pfennig. a 
II. Departementstierärzte, foweit nicht die Beſtimmungen zu J Platz greifen, 
1. an Tagegeldern 9 Mark; 
2. an Reiſekoſten: 
a) bei Reiſen, die auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen gemacht 
werden können, für das Kilometer 9 Pfennig und für jeden 
Zu⸗ und Abgang 3 Mark; 
b) bei Reiſen, die nicht auf Eiſenbahnen, Kleinbahnen oder 
Dampfſchiffen zurückgelegt werden können, für das Kilometer 
50 Pfennig. 

Eine Ermäßigung der Tagegelder bei eintägigen und bei ſolchen zweitägigen 
Dienſtreiſen, die innerhalb 24 Stunden begonnen und vollendet werden, tritt 
nicht ein. Im übrigen finden jedoch die für die Staatsbeamten geltenden 
allgemeinen Beſtimmungen über die Gewährung von Tagegeldern und Reiſe⸗ 
koſten Anwendung. 

6:3; 

Dieſe Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Geſetze, betreffend die Dienft- 
bezüge der Kreistierärzte, vom 24. Juli 1904 GGeſetz-Samml. S. 169) in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Hochſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Kiel, an Bord M. J. „Hohenzollern“, den 25. Juni 1905. 


(L. S.) Wilhelm. 
Schönſtedt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. 


(Nr. 10618.) Allerhöchſter Erlaß vom 14. Juni 1905, betreffend die Nangftellung des 
Präsidenten der Juſtizprüfungskommiſſion. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 31. Mai d. J. will Ich dem 
Präſidenten der Juſtizprüfungskommiſſion den Rang der Räte erſter Klaſſe 
hierdurch verleihen. 
Neues Palais, den 14. Juni 1905. 
Wilhelm. 
Schönſtedt. 
An den Juſtizminiſter. 
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(Nr. 10619.) Allerhöchſter Erlaß vom 23. Juni 1905, betreffend Bau und Betrieb der in 
dem Geſetze vom 6. Juni d. J. (Geſetz⸗Samml. S. 237) vorgeſehenen neuen 
Eiſenbahnlinien. 


: Auf Ihren Bericht vom 20. Juni d. J. beſtimme Ich, daß bei der dem- 
nächſtigen Ausführung der in dem Geſetze vom 6. Juni d. I., betreffend die 
Erweiterung und Vervollſtändigung des Staatseiſenbahnnetzes und die Beteiligung 
des Staates an dem Baue von Kleinbahnen, im § 1 unter I vorgeſehenen neuen 
Eiſenbahnlinien und der unter II vorgeſehenen Herſtellung einer zweigleiſigen 
Verbindung zwiſchen den Eiſenbahnlinien Cöln Bonn und Cöln Galk) Troisdorf 
die Leitung des Baues und demnächſt auch des Betriebs: 
A. der Eiſenbahnen: : 
1. von Egerfeld nach Summin der Eiſenbahndirektion zu Kattowitz, 
2. von Schmentau nach Rieſenburg und von Bütow nach Rummels— 
burg i. Pomm. der Eiſenbahndirektion zu Danzig, 
3. von Schwerte nach Dortmunderfeld nebſt Gleisverbindung nach 
der Strecke Schwerte — Langſchede der Eiſenbahndirektion zu 
Eſſen a. R., 
4. von Johannisburg nach Dlottowen und von Ortelsburg nach 
Biſchofsburg (Rothfließ) der Eiſenbahndirektion zu Königsberg i. Pr., 
5. von (Ols) Groß-Graben nach Oſtrowo und von Grätz nach 
Poſen der Eiſenbahndirektion zu Poſen, 
6. von Ottmachau nach Prieborn und von Lähn nach Löwen— 
berg i. Schl. der Eiſenbahndirektion zu Breslau, 
7. von Jaſtrow nach Tempelburg (Bahnhof) und von Landsberg a. W. 
nach Soldin der Eiſenbahndirektion zu Bromberg, 
8. von Jaſenitz nach Groß-Ziegenort der Eiſenbahndirektion zu Stettin, 
9. von Eichicht nach Lobenſtein i. Reuß und von Mühlhauſen i. Thür. 
nach Treffurt der Eiſenbahndirektion zu Erfurt, 
10. von Bleicherode nach Herzberg der Eiſenbahndirektion zu Caſſel, 
11. von Zeven nach Bremervörde und von Nienburg a. W. nach 
Rahden der Eiſenbahndirektion zu Hannover, 
12. von Iſerlohn nach Schwerte der Eiſenbahndirektion zu Elberfeld, 
13. von Weſterburg nach Montabaur der Eiſenbahndirektion zu Frank⸗ 
furt a. M., 
14. von Jülich nach Dalheim i. d. Rheinprovinz und von Seifen 
i. Weſterwald nach Linz a. Rh. der Eiſenbahndirektion zu Cöln; 
B. der zweigleiſigen Verbindung zwiſchen den Eiſenbahnlinien Cöln Bonn 
und Cöln (Kal) Troisdorf der Eiſenbahndirektion zu Cöln übertragen 
wird. 


ww 
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Zugleich beſtimme Ich, daß das Recht zur Enteignung und dauernden 
Beſchränkung derjenigen Grundſtücke, die zur Bauausführung nach den von 
Ihnen feſtzuſtellenden Plänen notwendig ſind, nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
Anwendung finden ſoll: 

1. für die im §1 unter Ia 1 bis 3 und unter Ib 1 bis 10 und 12 bis 19 

des oben erwähnten Geſetzes aufgeführten neuen Eiſenbahnen und 

2. für die im § 1 unter II a. a. O. vorgeſehene Herſtellung einer zwei⸗ 

gleiſigen Verbindung zwiſchen den Eiſenbahnlinien Cöln Bonn und 
Cöln (Kalk) Troisdorf mit Überbrückung des Rheins. 


Dieſer Erlaß iſt in der Geſetzſammlung zu veröffentlichen. 
Kiel, den 23. Juni 1905. 


Wilhelm. 


v. Budde. 
An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


— — ——— ͤ — — 


(Nr. 10620.) Allerhöchſter Erlaß vom 25. Juni 1905, betreffend den Rang der etatsmäßigen 
Lehrer der tierärztlichen Hochſchulen ſowie der Departements- und Kreis- 
tierärzte. 


SP den Bericht vom 17. Juni d. J. beſtimme Ich folgendes: 


J. Die etatsmäßigen Lehrer der tierärztlichen Hochſchulen werden unter 
Bezeichnung ihrer Stellen als Profeſſoren von Mir ernannt und gehören der 
vierten Rangklaſſe an. 


II. Die etatsmäßig angeſtellten Departementstierärzte ſind den techniſchen 
Mitgliedern der Regierungen (D. Ve. der Kabinetts-Ordre, betreffend eine Ab- 
änderung in der bisherigen Organiſation der Provinzialbehörden, vom 31. De⸗ 
zember 1825 [Geſetz-Samml. 1826 S. 5) mit dem Range der Räte fünfter 
Klaſſe und dem Stimmrechte der Regierungs⸗Aſſeſſoren zuzuzählen. Sie können 
Mir, ſofern ſie ſich in ihrer Stellung bewährt haben, zur Verleihung des Charakters 
als „Veterinär⸗Rat“ vorgeſchlagen werden. 

Veterinär⸗Räten, die dieſen Charakter mindeſtens 10 Jahre beſitzen, jedoch 
nicht mehr als der Hälfte der Geſamtzahl der Departementstierärzte, will Ich 
auf Antrag den perſönlichen Rang der Räte vierter Klaſſe verleihen; auch will 
Ich einzelne Veterinär-Räte, die den Rang der Räte vierter Klaſſe mindeſtens 
10 Jahre beſitzen, in beſonderen Fällen durch die Verleihung des Charakters als 
„Geheimer Veterinär-Rat“ auszeichnen. 
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III. Die Kreistierärzte (Bezirkstierärzte in den Hohenzollernſchen Landen) 
erhalten den Rang zwiſchen der fünften Rangklaſſe und der Klaſſe der Referen⸗ 
darien der Landeskollegien. Als Auszeichnung kann für ältere Kreistierärzte die 
Verleihung des Charakters als „Veterinär⸗Rak“ mit dem perſönlichen Range der 
Räte fünfter Klaſſe beantragt werden. 


Kiel, an Bord M. J. „Hohenzollern“, den 25. Juni 1905. 
Wilhelm. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. v. Bethmann Hollweg. 


An den Finanzminiſter, den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und den Miniſter des Innern. 


(Nr. 10621.) Tarif für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten. 
Vom 15. Juni 1905. 


Auf Grund des § 3 des Geſetzes, betreffend die Dienſtbezüge der Kreistierärzte 
vom 24. Juli 1904 (Geſetz-Samml. S. 169), ſetze ich im Einvernehmen mit dem 
Finanzminiſter und dem Juſtizminiſter folgendes feſt. 


81. ` 
Die den Kreistierärzten für die Tätigkeit als gerichtliche Sachverſtändige 


zuſtehenden Gebühren ſind nach den Beſtimmungen des anliegenden Tarifs zu 
bemeſſen. 
8 2. 


Die Höhe der Gebühr iſt, ſofern der Tarif einen Mindeſt⸗ und Höchſt⸗ 
betrag vorſieht, innerhalb der feſtgeſetzten Grenzen nach den beſonderen Umſtänden 
des einzelnen Falles, insbeſondere nach der Beſchaffenheit und Schwierigkeit der 
Leiſtung ſowie nach dem Zeitaufwande zu berechnen. Wird mehr als der 
Mindeſtſatz einer Gebühr beanſprucht, ſo iſt dies in der Gebührenberechnung 
unter Angabe der für die Verrichtung aufgewendeten Zeit und Arbeitsleiſtung zu 
begründen. 

Bei beſonders ſchwierigen und umfangreichen Verrichtungen darf die Höchſt⸗ 
gebühr mit Zuſtimmung des Regierungspräſidenten (Polizeipräſidenten in Berlin) 
überſchritten werden. 

Die Gerichte ſind befugt, den Regierungspräſidenten (Polizeipräſidenten in 
Berlin) um eine gutachtliche Außerung über die Angemeſſenheit der Gebühren⸗ 
forderung zu erſuchen. 


3 


§ 3. 

Verrichtungen, für die der Tarif Gebührenſätze nicht auswirft, ſind nach 
Maßgabe der Sätze, die für ähnliche Leiſtungen nach dem Tarife gewährt 
werden, zu vergüten. 

84. 


Dieſer Tarif tritt gleichzeitig mit dem Geſetze, betreffend die Dienſtbezüge 
der Kreistierärzte vom 24. Juli 1904 GGeſetz-Samml. S. 169), in Kraft. 


Berlin, den 15. Juni 1905. 


Der Minifter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
v. Podbielski. 
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Gebührentarif. 


Gite Gebühr 
ge Bezeichnung der Verrichtung. in 
x Mark. 


L Abwartung eines Termins bis zur Dauer von zwei Stunden, einſchließlich 
der während des Termins ausgeführten Unterſuchungen und erſtatteten 
f ñęñꝙßgr.n 88 

Jede angefangene halbe Stunde mehuur 

Als Anfang des Termins gilt die Zeit, zu der geladen iſt, als End» 
punkt die Zeit der Entlaſſung. 

Unterbrechungen der Verhandlung und Beurlaubungen des Veterinär- 
beamten werden in die Terminsdauer mit eingerechnet; dies gilt jedoch 
bei einer Unterbrechung oder Beurlaubung, die auf mehr als zwei 
Stunden beſtimmt wird, dann nicht, wenn der Veterinärbeamte an 
ſeinem Wohnorte vernommen wird oder wenn ſeine Rückreiſe durch die 
Unterbrechung oder Beurlaubung nicht verzögert wird. 

Die Gebühr iſt für jeden Verhandlungstag beſonders zu berechnen. 

Iſt der Veterinärbeamte in mehreren Gries an demſelben Tage 
beſchäftigt geweſen, ſo darf eine mehrfache Berechnung derſelben Zeit 
nicht ſtattfinden. 

2 [Unterſuchung eines Tieres behufs Vorbereitung des in einem Termine zu 
e e 2—5 

Hat ſich der Veterinärbeamte zum Zwecke der Unterſuchung an Ort 
und Stelle begeben und kann die Unterſuchung ohne ſein Verſchulden 
nicht ſtattfinden, fo iſt die Mindeſtgebühr anzuſetzen. 

Mehr als 3 Unterſuchungen dürfen nur mit Zuſtimmung der er, 
ſuchenden Behörde berechnet werden. 
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3 [Für eine Akteneinſicht außerhalb des Termin. 1,50—4 
4 a) Für die Obduktion eines Pferdes oder Rindes, einſchließlich des 
onen EES 15 


Auslagen für die Zuziehung von Gehilfen ſind in dieſem Satze 
nicht einbegriffen, ſondern beſonders zu liquidieren. 
b) Für die Obduktion eines anderen Haustiers, einſchließlich der durch 
die Zuziehung von Gehilfen entſtehenden Koſten und des Ch, 
abeicg Ee CR a Ee ee 4—8 
c) Werden mehrere Obduktionen in derſelben Sache an demſelben Tage 
ausgeführt, ſo iſt für jede der erſten Obduktion folgende Obduktion 


anzuſetzen 
bet Pfeiden und Nind enn AA 7,50 
Dei den üben Daustern. nn 2—4 
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Gite Gebühr 
e Bezeichnung der Verrichtung. in 
be Mark. 


— — 4 —— 


Die Geſamtgebühr für Obduktionen darf an einem Tage 25 Mark 
nicht überſchreiten. 
Im unmittelbaren Anſchluß an die Obduktion etwa erforderlich wer- 
dende mikroſkopiſche Unterſuchungen von Kadaverteilen find in den 
obigen Sätzen einbegriffen. 
5 | Für Austellung eines Befundſcheins oder Erteilung einer ſchriftlichen 
Auskunft ohne nähere gutachtliche Ausführung 3 
6 [Für ein ſchriftliches, ausführliches, wiſſenſchaftlich begründetes Gutachten] 8-30 
7 [Für die Unterſuchung eines Futter-, Nahrungs- oder Arzneimittels, ein- 
ſchließlich eines Befundſcheines oder kurzen Gutachten. 3—12 
Sind bei der Unterſuchung zeitraubende bakteriologiſche oder chemiſche 
Arbeiten erforderlich, ſo ſind dieſe mit 12 bis 60 Mark beſonders zu 
vergüten. Auslagen für Reagenzien, Nährböden, Verſuchstiere, zu der 
Unterſuchung beſchaffte Inſtrumente und ſonſtige notwendige Unkoſten 
ſind in dieſen Sätzen nicht einbegriffen, ſondern beſonders zu vergüten. 
8 Außer der Gebühr zu 6 erhält der Veterinärbeamte im Falle der Wahr⸗ 
nehmung eines Termins die zu 1 beſtimmte Gebühr, dagegen ſind die 
zu 2 und 3 beſtimmten Gebühren in der Gebühr zu 6 mit einbegriffen. 
9 [Erfordert ein Gutachten zu 6 eine Unterſuchung der in 7 bezeichneten Art 
oder wird im Falle zu 7 nachträglich ein ſchriftliches, ausführliches und 
wiſſenſchaftlich begründetes Gutachten erfordert, ſo kommen die Gebühren 
zu 6 und 7 nebeneinander zum Anſatze. Erfordert eine Unterſuchung 
zu 7 einen vorgängigen Beſuch oder eine Beſichtigung, ſo tritt die 
Gebühr zu 2 hinzu. 
10 Schreibgebühren find, ſofern der Veterinärbeamte fih zur Reinſchrift der 
Berichte und Gutachten fremder Hilfe bedient, nach Maßgabe der für 
die Berechnung der gerichtlichen Schreibgebühren geltenden Beſtimmungen 
zu bewilligen. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Geſetz-Sammlung find an das Königl. Geſetzſammlungsamt in Berlin W. 0 zu richten. 
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